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Abwägung zur Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange 
 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde durchgeführt. Parallel dazu wurden gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch 
die Planung berührt werden, unterrichtet und zur Stellungnahme aufgefordert. 
 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden von Seiten der Öffentlichkeit zwei Einwendungen vorge-
bracht: 
 

Folgende Einwendungen wurde vorgebracht: Stellungnahmen der Verwaltung: 

 
KGNU Kanzleigemeinschaft Neu-Ulm, Herr Rechts-
anwalt Dr. Scharpf mit Schreiben vom 17.08.2017 
(Anlage 8.1) 
 
Herr Dr Scharpf vertritt anwaltlich Miteigentümer der 
Blücherstraße 26 (Flst. 1725/7) und erhebt folgende 
Einwendungen. 
 
1.  
Es wird einer Reduzierung der Abstandsflächen zu 
den anliegenden Grundstücken entsprechend den 
textlichen Festsetzungen -soweit die Blücherstraße 26 
tangiert ist, widersprochen. Dazu wird ausgeführt, 
dass im Bereich der Blücherstraße 26 die erforderli-
che Abstandsfläche nicht eingehalten werden kann, 
da der geplante Neubau unmittelbar an das beste-
hende Gebäude, insbesondere neben der auf der 
Nordseite des Wohnhauses vorhandenen Dachgaube 
sowie an die Terrasse, angrenzen soll. 
Es wird eingewandt, dass sich das Vorhaben nicht 
auf die Maße der Umgebungsbebauung beschränkt, 
um die damit einhergehende Abstandsflächenüber-
schreitung auf das unabdingbare Maß zu reduzieren. 
Der Begründung zum vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan lässt sich nicht entnehmen, inwieweit 
die nachbarlichen Belange überhaupt hinreichend in 
die Abwägung eingestellt wurden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
Es wird erläutert, dass zur Ausführung des geplanten 
Bauvorhabens an der Nordseite des Gebäudes Blü-
cherstraße ein Teilabriss des Daches (Dachstuhl mit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Nordseite der Blücherstraße 26 stellt faktisch 
und planungsrechtlich eine Grenzbebauung dar. 
Das Gebäude Blücherstraße 26 hält selber keine 
Abstandsflächen ein, sondern steht grenzständig 
mit einer Brandwand. Zum Zeitpunkt der Erstel-
lung des Wohngebäudes sah der Bebauungsplan 
aus dem Jahr 1927 eine geschlossene Bebauung 
als Blockrandbebauung, so wie sie heute wieder 
geplant ist, vor. 
Im Bereich des Flurstückes 1725/7 (Blücherstraße 
26) kann die Abstandsfläche aufgrund der Über-
ecksituation nicht eingehalten werden. In der 
Begründung wird dies unter 5.3 dargelegt und 
hinsichtlich der nachbarlichen Belange abgewo-
gen. "Der Neubau schließt direkt an das Gebäude 
an. Die bisher offene Gebäudeecke wird entspre-
chend der typischen Blockrandbebauung ge-
schlossen. Aufgrund der Lage nördlich der Blü-
cherstraße 26 erfolgt damit keine Einschränkung 
bezüglich der Belichtung mit Tageslicht. Die Belüf-
tung für den Blockinnenbereich bleibt durch das 
Bauvorhaben (Öffnung im Bereich der 
Scharnhorststraße) in ausreichendem Maße ge-
währleistet. Gründe des Brandschutzes stehen 
nicht entgegen. Nachbarliche Belange werden 
nicht erheblich beeinträchtigt." 
 
Die vorhandene Dachgaube auf der Nordseite der 
Blücherstraße 26 wurde weder mit dem damali-
gen Baugesuch von 1936 genehmigt, noch nach-



 
- 2 - 

 
vorhandener Gaube) vorgenommen werden müsste 
und mitgeteilt, dass bisher keine einvernehmliche 
Regelung seitens der Wohnungseigentümergemein-
schaft Blücherstraße 26 (WEG) mit der Vorhabenträ-
gerin Flüwo darüber getroffen wurde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. 
Es wird auf die durch die Errichtung der Tiefgarage 
bedingten, unterschiedlichen Geländehöhen der 
Grundstücke 1725/10 und 1725/7 hingewiesen, und 
dass nicht sichergestellt ist, dass der letztliche Gelän-
deverlauf des Baugrundstückes im Anschluss unter-
halb der Oberkante der Gartenmauer des Grund-
stücks 1725/7 (Blücherstraße 26) verbleibt und somit 
die Oberflächenentwässerung des Baugrundstücks 
auf das Nachbargrundstück Blücherstraße 26 ausge-
schlossen ist. 
 
4. 
Mit der Zu- und Ausfahrt der Tiefgarage von der 
Blücherstraße werden erhebliche Lärmimmissionen 
für die von Hr. Dr. Scharpf vertretenen Eigentümer 
befürchtet und mit zusätzlichem und intensiven Ver-
kehrs- und Torbetriebslärm während der Aus- und 
Einfahrten der Fahrzeuge einschließlich der notwen-
digen Warte- und Haltezeiten zur Tages- und Nacht-
zeit gerechnet. Es wird bemängelt, dass die Lärm-
schutzbelange durch die Positionierung der Zufahrt 
nicht hinreichend gewahrt sind und die Veranlassung 
einer Immissionsanalyse nicht ersichtlich ist. 
Ferner wird eingewandt, dass erhöhte Abgasimmissi-
onen zu erwarten sind und sich die Verkehrsproble-
matik, insbesondere die Rückstaugefahr in der Blü-
cherstraße bei den Ein- und Ausfahrten erheblich 
verschärfen wird. 
 

träglich legalisiert. Ein Teilabriss des Daches ist 
kein Muss. Die Wand des Neubaus würde die 
Dachgaube und damit die Belichtung des Dach-
geschosszimmers zwar erheblich einschränken, 
jedoch genießt die Gaube keinerlei Bestands-
schutz, da sie nicht genehmigt ist. 
Die Vorhabenträgerin ist jedoch an einer einver-
nehmlichen Lösung interessiert. Um die Belich-
tung des Dachgeschosszimmers zu gewährleisten, 
hat sie der WEG ein schriftliches Angebot zu-
kommen lassen. Dieses enthält unter anderem, 
den Dachgeschossum- und-ausbau auf Kosten 
der Vorhabenträgerin, der zwei Räume in der 
Dachgeschosswohnung sowie den darüberliegen-
den, von der WEG allgemein genutzten Dach-
stuhl, betrifft und was neben dem Zugewinn an 
höherem Raum im Bereich der Dachgeschoss-
wohnung, auch eine Renovierung der beiden 
Räume bedeutet. Die Vorhabenträgerin hält sich 
auch weiterhin an die von ihr unterbreiteten An-
gebote. (siehe auch Stellungnahme zu 8.2 Punkt 
1) 
 
 
Das Grundstück Blücherstraße 26 liegt ca. 1m 
tiefer gegenüber dem künftigen Gelände der 
Vorhabenträgerin; die einen moderaten Höhen-
angleich in Form von Natursteinquadern vorsieht. 
Zur ordnungsgemäßen Ableitung des Oberflä-
chenwassers auf eigenem Grund ist eine offene 
Rinne an der Grundstücksgrenze, auf dem Grund-
stück der Vorhabenträgerin geplant. 
 
 
 
 
In der Tiefgarage sind ca. 38 Stellplätze vorgese-
hen. Die Verkehrsflächen der Blücherstraße sowie 
der angrenzenden Gneisenaustraße sind für die 
Aufnahme des Verkehrsaufkommens ausreichend 
dimensioniert. Aufgrund der Anzahl an Tiefgara-
genstellplätzen sowie der bestehenden Vorbelas-
tung des Plangebiets sind keine wesentlichen 
Beeinträchtigungen durch Lärm- und Abgase zu 
erwarten, auch nicht hinsichtlich der Blücherstra-
ße 26, entlang deren nördlichen Außenwand die 
Tiefgaragenzufahrt geplant ist.  
Für den Bestand (38 Wohnungen) gab es bisher 
keine Stellplätze. Selbst unter der Annahme, dass 
nicht jeder Bestandshaushalt ein Auto besitzt, 
bedeutet dies einen Park-Suchverkehr im öffentli-
chen Raum mit Immissionswirkung. 
Die zu erwartenden Fahrzeugbewegungen kön-
nen bei der einspurigen Tiefgaragenrampe mit 
einer Lichtsignalsteuerung und Vorrangsteuerung 
funktional abgewickelt werden, so dass Warte- 
und Haltezeiten gesteuert werden können. 
Von einer Störung der Verkehrsströme ist bei der 
Größenordnung der geplanten Tiefgarage nicht 
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auszugehen. Ebenso kann von keiner unzumutba-
re Beeinträchtigung der Wohnungen im angren-
zenden Nachbargebäude Blücherstraße 26 aus-
gegangen werden. Der Schallschutz kann sowohl 
für die Bauteile an sich als auch für technische 
Einrichtungen (Tor) baulich gewährleistet werden.
In der Fassade der Erdgeschosszone in Richtung 
des Grundstücks Blücherstraße 26 sind gemäß 
Lüftungsgutachten keine Lüftungsöffnungen 
geplant, die Tiefgarage wird natürlich be- und 
entlüftet. 
 

 
Wohnungseigentümergesellschaft Blücherstrasse 26 
mit Schreiben vom 30.08.2017 (Anlage 8.2) 
 
Die WEG schließt sich vollumfänglich dem Einwen-
dungsschreiben von Hr. Dr. Scharpf (Anlage 8.1) an 
und nimmt zusätzlich wie folgt Stellung: 
 
1. Geplanter Teilabriss Dachgeschoss WEG 
Die WEG weist darauf hin, dass sie mit email vom 
21.04.2017 den Gemeinderat über die inakzeptable 
Vorgehensweise der Vorhabenträgerin bei der Lö-
sung des Wandanschlussproblems informiert hat und 
dass daher der Tagesordnungspunkt von der Tages-
ordnung genommen wurde. 
Die Einwender teilen mit, dass die Aussagen in der 
damaligen Beschlussvorlage falsch waren. Vor der 
Beschlussfassung des Bauausschusses am 18.07.2017 
wurde mit mail vom 13.07.2017 an die Stadtverwal-
tung seitens der WEG klar gestellt, dass auch die 
erneuten Aussagen in der Beschlussvorlage falsch 
sind und den Stand der Dinge nicht korrekt wieder-
geben und dass die Vorhabenträgerin weiterhin alles 
getan hat, um ein schnelles Ergebnis mit maximalem 
Verzicht der WEG auf Rechtsmittel ohne konkrete 
Planungen zu erreichen. 
 
Die WEG führt aus, dass es darum geht, dass die 
Bewohner des Dachgeschosses aus gesundheitlichen  
Gründen, mit über 70 Jahren ihre Wohnung nicht 
verlassen müssen und es das Ziel war, eine Lösung 
für den Teilabriss mit Verbleib der Bewohner in der 
Wohnung zu finden. 
 
Sie teilt ferner mit, dass weiterhin keine Antwort 
seitens der Vorhabenträgerin auf die finale Version 
der Vereinbarung mit Formulierungsvorschlag der 
WEG vom 16.07.2017 vorliegt und bezüglich eines 
Terminvorschlags des Anwaltes keine Reaktion er-
folgte. Sie äußert, dass vor diesem Hintergrund kein 
Ausschuss oder Gemeinderat eine Entscheidung mit 
derartigen Auswirkungen auf die Belange der Nach-
barschaft treffen darf. 
 
 
 
 

 
 
 
 
Auf die Stellungnahmen der Verwaltung zu 8.1 
wird daher verwiesen. 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen
In der Zwischenzeit bestand Emailkontakt zwi-
schen der Vorhabenträgerin und dem Rechts-
anwalt Dr. Scharpf bzgl. der weiteren Ausgestal-
tung der Vereinbarung zwischen der Wohnungs-
eigentümergemeinschaft und der Vorhaben-
trägerin.  
Ein gemeinsamer Termin ist in Terminierung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die oben genannte Vereinbarung ist privatrechtli-
cher Natur. Auch aus Sicht der Verwaltung wird 
eine einvernehmliche Lösung präferiert. Jedoch 
sollte eine städtebaulich sinnvolle und aus Sicht 
der Verwaltung verträgliche Entwicklung u.a. 
nicht von einer nicht legal errichteten Gaube ab-
hängig gemacht werden. Die Vorhabenträgerin 
hat Angebote gemacht, um die Situation verträg-
lich zu gestalten. Auf die weiteren Ausführungen 
wird verwiesen. 
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2. Zusätzliche rechtliche Einwendungen 
 

a) Geländehöhen 
Die WEG teilt mit, dass sie mindestens einmal von 
einer Information der Vorhabenträgerin ausge-
schlossen war, in der es um die Geländetiefen aller 
angrenzenden Grundstücke ging und bemängelt, 
dass bis heute unklar ist, welche Geländehöhe an 
das Grundstück der WEG künftig angrenzt und wie 
Höhendifferenzen ausgeglichen werden.  
Ferner wird geäußert, dass dies auch kein Thema bei 
den Öffentlichkeitsinformationen der Stadtverwal-
tung war und die Folgen für die Nachbarbebauung 
nicht analysiert worden sind. 
 
b) Verkehr/Tiefgaragenzufahrt 
Es wird geäußert, dass eine Immissionsanalyse hin-
sichtlich zusätzlichem Lärm und erhöhter Abgase 
infolge der einzigen TG-Zufahrt über die Blücher-
strasse fehlt, und dass eine zweite Erschließung über 
die Scharnhorststrasse wesentlich entlastend wäre, 
zumal die Blücherstrasse (im Gegensatz Scharnhorst-
strasse) ohnehin schon starkem Durchgangsverkehr 
ausgesetzt ist. 
 
 
 
c) Umgebungsbebauung 
Es wird dargelegt, dass bei einer direkten Anbindung 
an das Gebäude Blücherstrasse 26 ohne Teilabriss 
und Umbau des DG Blücherstrasse, eine Vereinbar-
keit mit der Umgebungsbebauung in keinster Weise 
gegeben ist und das Sanierungsgebiet Weststadt 
durch eine solche Anbindung indiskutabel verunstal-
tet würde. Zudem wird auf die erheblich negativen 
Auswirkungen für die Bewohner des DG Blücher-
strasse 26 hingewiesen, die dann künftig in abge-
dunkeltem Zimmer mit Wandaussicht leben müssten.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Im Vorhaben- und Erschließungsplan wurde der 
Höhenversprung zu dem Nachbargrundstück 
Blücherstraße 26 dargestellt. Hierbei handelt es 
sich um einen freiflächengestalterischen Aspekt.  
Der Höhenangleich ist in Form von Naturstein-
quadern vorgesehen. Zur ordnungsgemäßen Ab-
leitung des Oberflächenwassers auf eigenem 
Grund ist eine offene Rinne an der Grundstücks-
grenze, auf dem Grundstück der Vorhabenträge-
rin geplant. 
 
 
 
Auf die Stellungnahme der Verwaltung zu dem 
Schreiben von Herr Rechtsanwalt Dr. Scharpf 
(siehe 8.1, Punkt 4) wird verwiesen. 
Eine zweite Erschließung über die Scharnhorst-
straße würde eine weitere Rampe nach sich zie-
hen und den Entfall von Stellplätzen bedeuten, 
was weder platz- als auch kostentechnisch un-
wirtschaftlich wäre. Zufahrtsmöglichkeiten an 
anderer Stelle scheiden aufgrund der Höhensitua-
tion in Verbindung mit der Grundrissorganisation 
aus. 
 
Die Planung der Vorhabenträgerin sieht grund-
sätzlich einen qualitätvollen und dem Standort 
angemessenen Mietwohnungsbau vor. Die Neu-
bauplanung nimmt die vorhandene Blockrandbe-
bauung wieder auf. Diese an sich städtebaulich 
sinnvolle Quartiersentwicklung sollte -auch wenn 
es optisch unschön ist - nicht von einer nicht legal 
errichteten Gaube abhängig gemacht werden. 
Zudem gibt es Angebote seitens der Vorhaben-
trägerin, um die Situation verträglich zu gestalten.
In einer Vereinbarung mit der Wohnungseigen-
tümergemeinschaft, die im Entwurf vorliegt, ver-
pflichtet sich die Vorhabenträgerin u.a. zum  
Dachgeschossum- und-ausbau auf ihre Kosten. 
Dies betrifft zwei Räume in der Dachgeschoss-
wohnung sowie den darüberliegenden, von der 
WEG allgemein genutzten Dachstuhl. Der Dämm-
standard wird in dem vom Umbau betroffenen 
Bereich entgegen der jetzigen Bausubstanz auf 
den heutigen Standard gebracht. 
Die betroffenen Räumlichkeiten werden mit einer 
Staubschutzwand abgetrennt, so dass die Be-
wohner der Dachgeschosswohnung während der 
Arbeiten (ca. 4 Wochen) in der Wohnung, wenn 
auch eingeschränkt, bleiben können. Die Vorha-
benträgerin hat zudem eine Pauschale angebo-
ten, sofern die Bewohner die Unterbringung in 
einem Hotel inklusive der auswärtigen Verpfle-
gung wünschen. 
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Fazit 
Die WEG fordert aufgrund und für alle vorgenannten 
Punkte eine entsprechende Umplanung der Vorha-
benträgerin. 

Gegenstände und Möbel werden abgebaut und 
gesichert und eine entsprechende Reinigung vor-
genommen. 
Der erforderliche Bauantrag für den Umbau wür-
de durch das Architekturbüro ZG Architekten, 
Ulm erfolgen und damit verbundene Kosten voll-
umfänglich von der Vorhabenträgerin übernom-
men. 
Bei einem Nichtzustandekommen der Vereinba-
rung obläge es den Eigentümern der Blücherstra-
ße 26 immer noch, selber den Umbau vorzuneh-
men und die Grenzständigkeit im Bereich des 
Daches herzustellen. 
 
Eine Umplanung erfolgt aufgrund der obigen 
Ausführungen nicht. 
 

 
Bei der Auslegung des Bebauungsplans wurden folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Be-
lange nach § 4 Abs. 2 BauGB zum Bebauungsplanentwurf, der Satzung der örtlichen Bauvorschriften vom 
31.07.2017 bis einschließlich 01.09.2017 gehört: 
 
- Deutsche Telekom Technik GmbH 
- Handwerkskammer Ulm 
- Industrie und Handelskammer Ulm 
- Landratsamt Alb-Donau-Kreis - Kreisgesundheit 
- Nachbarschaftsverband Ulm 
- Polizeipräsidium Ulm 
- Regierungspräsidium Tübingen - Referat 21 Raumordnung 
- Regierungspräsidium Stuttgart - Landesamt für Denkmalpflege (Grabungen) 
- Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm GmbH (SWU) 
- Fernwärme Ulm GmbH (FUG) 
- Zentralplanung Unitymedia 
- SUB V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 
- Entsorgungsbetriebe der Stadt Ulm (EBU) 
 

Folgende Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahmen oder Stellung-
nahmen ohne Anregungen/ Einwände zum Bebauungsplanverfahren vorgebracht. 

- Landratsamt Alb-Donau-Kreis - Kreisgesundheit, Schreiben vom 01.08.2017 
- Industrie und Handelskammer Ulm, Schreiben vom 02.08.2017 
- Regierungspräsidium Tübingen - Referat 21 Raumordnung, Schreiben vom 14.08.2017 
- Unitymedia BW GmbH, Schreiben vom 04.01.2017 
- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm GmbH (SWU) vom 07.08.2017 
 

Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren wurden von folgenden 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange vorgebracht.  
 

Stellungnahme Behörde / TÖB Stellungnahmen der Verwaltung: 

Polizeipräsidium Ulm mit Schreiben vom 24.07.2017 
(Anlage 8.3) 
 
Die Äußerung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
vom 29.12.2016 gilt unverändert weiter. 
 
Aus verkehrlicher Sicht: 
Bei der Tiefgaragenausfahrt ist darauf zu achten, dass 
die Sichtbeziehungen zum Gehweg und der Fahrbahn 

 
 
 
Die Stellungnahme wurde im Rahmen der Ausle-
gung bereits berücksichtigt.  
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 
und wurde zur Berücksichtigung bei der Ausfüh-
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nicht durch bauliche Anlagen oder Einbauten beein-
trächtigt werden. Es wird angeregt, die der Ausfahrt 
zugewandte Ecke der Trafostation so abzuschrä-
gen/abzurunden, dass günstigere Sichtbeziehungen 
entstehen. Der Bordstein sollte abgesenkt werden. 
Sofern die Zufahrenden in die Tiefgarage eine Schran-
ke/Schloss/Tor bedienen oder eine Ampelregelung 
beachten müssen, ist zu gewährleisten, dass diese sich 
dafür nicht im öffentlichen Verkehrsraum aufstellen 
müssen. Auf die Erkennbarkeit der Tiefgaragenaus-
fahrt ist großen Wert zu legen. 
 
Ein Stellplatz pro Wohnung reicht in der Praxis kaum 
aus, um den tatsächlichen Bedarf zu decken. 
 
 
 
 
 
Aus kriminalpräventiver Sicht: 
Die Schaffung von Nutzungsmischungen führt zu einer 
Belebung des Wohnquartiers zu den unterschiedlichs-
ten Tageszelten und fördert die subjektive und objek-
tive Sicherheit. Durch eine freundliche, helle Farbge-
staltung sowie eine ausreichende Beleuchtung sind 
sogenannte Angsträume·(dunkle Ecken, unübersichtli-
che Hauseingänge u. a.) zu vermeiden. 
 
Durch textlichen Hinweis im Bebauungsplan sollte auf 
die kostenfreie Beratung durch die Kriminalpolizeiliche 
Beratungsstelle beim Polizeipräsidium Ulm hingewie-
sen werden. 

rungsplanung, die nicht Gegenstand des Be-
bauungspanverfahrens ist, an die Vorhabenträge-
rin weitergeleitet. 
Die genaue Gestaltung der Tiefgaragenrampe ist 
nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. 
Die Stellungnahme wird jedoch zur Berücksichti-
gung bei der Ausführungsplanung an den Vor-
habenträger weitergeleitet. 
 
 
 
 
Für die Bestandsgebäude gab es bisher keine 
Stellplätze. Der Stellplatznachweis erfolgt gemäß 
Landesbauordnung BW (1 Stellplatz je Woh-
nung). Das Bauvorhaben ist verkehrsgünstig sehr 
gut an das ÖPNV-Netz angeschlossen. 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
Im Durchführungsvertrag ist ein Passus aufge-
nommen, dass die Fassadengestaltung mit der 
Stadt einvernehmlich abzustimmen ist. 
 
 
 
Der Hinweis wurde an die Vorhabenträgerin wei-
tergeleitet. Eine Aufnahme im Bebauungsplan 
bedarf es nicht. Das Hinweisblatt der Polizei wird 
bei Baugenehmigungen hinzugefügt. 
 

Fernwärme Ulm mit Schreiben vom 31.07.2017 (Anla-
ge 8.4) 
 

Die Äußerung vom 27.12.2016 bleibt weiterhin beste-
hen: 
Die bestehenden Wohnhäuser sind an das Fernwär-
menetz der FUG angeschlossen, deshalb sollte die FUG 
frühzeitig vor Beginn der Abbrucharbeiten informiert 
werden, da der bestehende Hausanschluss zurückge-
baut werden muss. Das neu zu erstellende Gebäude 
kann ebenfalls wieder an das Fernwärmenetz ange-
schlossen werden. 
 

 
 

 
Die Stellungnahme wurde bereits im Rahmen der 
Auslegung berücksichtigt. Die Vorhabenträgerin 
bindet die FUG rechtzeitig in die weitere Planung 
ein. 
 
 
 

Regierungspräsidium Freiburg mit Schreiben vom 
11.08.2017 (Anlage 8.5) 
 
Das Regierungspräsidium Freiburg verweist auf seine 
Äußerung vom 27.01.2017 im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung. 
 
Geotechnik: 
Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches 
Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder 
geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin 
getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros. Insofern ein Gutachten 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 
und wurde an die Vorhabenträgerin weitergelei-
tet. Im Zuge der weiteren Ausführungsplanung 
wird sie ein Baugrundgutachten veranlassen, zu 
dem sie sich auch im Durchführungsvertrag ver-
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nicht vorliegt, wird die Übernahme der folgenden 
Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen. 
Das Plangebiet befindet sich im Verbreitungsbereich 
von Auenlehm unbekannter Mächtigkeit. Im tieferen 
Untergrund werden die Gesteine des Oberen Juras 
vermutet. Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener 
Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet 
sind, ist zu rechnen. 
 

pflichtet. Ein Hinweis im Bebauungsplan erfolgt 
daher nicht. 
 

Entsorgungsbetriebe der Stadt Ulm mit Schreiben vom 
21.08.2017 (Anlage 8.6) 
 
Neue Bäume sollen einen Abstand von mind. 2,5m 
aufweisen. Bei einem reduzierten Abstand zwischen 
mind. 1,5m und 2,5m ist ein Wurzelschutz vorzuse-
hen.  
Die Entwässerung der südlich gelegenen Einzelbebau-
ungen ist auf dem Privatgrundstück als Privatleitung zu 
bauen und betreiben. 
Hausanschlussleitungen an den öffentlichen Kanal sind 
im Zuge des Bauantragsverfahrens zu beantragen. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wurde zur Berücksichtigung 
bei den weiteren Planungen an den Vorhaben-
träger weitergleitet.  
 
 
 
 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreiben vom 
29.08.2017 (Anlage 8.7) 
 
Die Äußerung der Deutschen Telekom vom 
27.01.2017 gilt unverändert weiter: 
 
Im betroffenen Bereich befinden sich hochwertige TK-
Linien der Telekom, welche nicht beeinträchtigt wer-
den dürfen. Diese befinden sich im westlichen Bereich 
des Bauvorhabens entlang der Scharnhorststraße (öst-
liche Straßen-Gehwegseite) und bestehen aus 18 Ka-
belkanalformsteinen (ca. 1 ,20m x 0,60m). Die Leitun-
gen liegen gewöhnlich auf einer Tiefe von ca. 0,60m 
und im öffentlichen Gehsteig-Bereich. Dieser Kabelka-
nal lässt sich nicht verändern/umlegen, da es sich um 
die direkte Anbindung an/aus die Vermittlungsstelle 
der Telekom handelt und ist entsprechend gegen Be-
schädigung zu sichern um einen störungsfreien Betrieb 
zu gewährleisten. 
 
Die Anbindungen an den Bestand liegen im nördlichen 
Bereich entlang der Gneisenaustraße und können im 
Zuge der Maßnahme zurückgebaut werden. Im östli-
chen Bereich des Bauvorhabens entlang der Blücher-
straße quert ein Leerrohr die Gneisenaustraße. 
 
Zur genauen Ortung der Leitungen empfiehlt die Tele-
kom bauseits Suchschlitze zu tätigen. 
 
Es wird darum gebeten, die Telekom über Beginn und 
Ablauf bei einer eventuellen Baumaßnahme so früh 
wie möglich, mindestens 16 Kalenderwochen vor 
Baubeginn, schriftlich zu informieren, damit die Maß-
nahmen rechtzeitig koordinieren können. 

 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wurde der Vorhabenträgerin 
weitergeleitet. Da die Leitungen unmittelbar an 
das Gebäude angrenzen und aus Kostengründen 
nicht verlegt werden können, ist bei der Bauaus-
führung besonderes Augenmerk auf die Siche-
rung der Leitungen zu legen. Zur genauen Lage-
bestimmung werden vor Baubeginn Suchschlitze 
ausgebaggert um den genauen Verlauf der Lei-
tungen festzustellen und geeignete Erhaltungs-
maßnahmen in Abstimmung mit der Telekom 
festzulegen. 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 
und wurde zur Berücksichtigung an den Vorha-
benträger weitergeleitet. 
 
 
 
Dem wird entsprochen. 
 
 
Die Telekom wird im Rahmen der koordinierten 
Leitungsplanung frühzeitig in die weiteren Pla-
nungsschritte eingebunden. 
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REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
L A N D E S A M T   F Ü R   G E O L O G I E ,  R O H S T O F F E   U N D   B E R G B A U  

Albertstraße 5 - 79104 Freiburg i. Br., Postfach, 79095 Freiburg i. Br. 
 

E-Mail: abteilung9@rpf.bwl.de - Internet: www.rpf.bwl.de 
Tel.: 0761/208-3000, Fax: 0761/208-3029  

 
 
 

  
Stadt Ulm  
Hauptabteilung Stadtplanung,  
Umwelt, Baurecht  
Münchner Straße 2  
89073 Ulm 
 

 

 

Freiburg i. Br., 
 

Durchwahl (0761) 
 

Name: 
 

Aktenzeichen: 

 
 

11.08.17 
208-3000 
Isabel Rupf 
2511 // 17-07636 

 
 

 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange  
 
A  Allgemeine Angaben  
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Gneisenaustraße 65 -71", Stadt Ulm, Lkr. Ulm 
(TK 25: 7625 Ulm-Südwest)  
  
LGRB-Stellungnahme 2511//16-12755 vom 27.01.2017  
  
Ihr Schreiben Az. SUB-Ka vom 19.07.2017  
 
 
Anhörungsfrist 31.08.2017 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re gelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können  
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sa chstandes  
 
Keine
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken  
 
 
Unter Verweis auf unsere weiterhin gültigen Stellungnahme vom 27.01.2017 
(2511//16-12755) sind von unserer Seite zum modifizierten Planvorhaben keine weiteren 
Hinweise oder Anregungen vorzubringen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt. 
 
 
 
 
Isabel Rupf 
 



REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
L A N D E S A M T   F Ü R   G E O L O G I E ,  R O H S T O F F E   U N D   B E R G B A U  

Albertstraße 5 - 79104 Freiburg i. Br., Postfach, 79095 Freiburg i. Br. 
 

E-Mail: abteilung9@rpf.bwl.de - Internet: www.rpf.bwl.de 
Tel.: 0761/208-3000, Fax: 0761/208-3029  

 
 
 

Stadt Ulm   
Hauptabteilung Stadtplanung,   
Umwelt, Baurecht   
Münchner Straße 2   
89073 Ulm  
 

 

 

Freiburg i. Br., 
 

Durchwahl (0761) 
 

Name: 
 

Aktenzeichen: 

 
 

27.01.17 
208-3046 
Frau Koschel 
2511 // 16-12755 

 
 

 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange  
 
A  Allgemeine Angaben  
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 140/62 "Gneisen austraße 65 - 71",  
Stadt Ulm, Stadtteil Westen (TK 25: 7625 Ulm-Südwes t)   
  
Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öff entlicher Belange nach § 4 
Baugesetzbuch (BauGB)  
 
Ihr Schreiben Az. SUB I - Ka vom 19.12.2016  
 
Anhörungsfrist 03.02.2017 
 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re gelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können  
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sa chstandes  
 
Keine
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken  
 
 
Geotechnik  
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffent-
licher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, 
Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Sofern für das Plangebiet weder ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, ein 
Baugrundgutachten noch ein geotechnischer Bericht vorliegt, empfiehlt das LGRB auf 
Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten die Übernahme der folgenden geotech-
nischen Hinweise in den Bebauungsplan: 
 
Das Plangebiet befindet sich im Verbreitungsbereich von Auenlehm unbekannter Mäch-
tigkeit. Im tieferen Untergrund werden die Gesteine des Oberen Juras vermutet. Mit 
lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, ist zu rechnen. 
 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist 
zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen 
Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Trag-
fähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung ) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden  
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe  
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser  
 
Aus hydrogeologischer Sicht sind zum innerstädtischen Planungsvorhaben keine Hinwei-
se, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
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Bergbau  
 
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine Einwendungen. 
 
 
Geotopschutz 
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.  
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-
Kataster) abgerufen werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
Im Original gezeichnet 
 
Anke Koschel 
Dipl.-Ing. (FH) 
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